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Wir kümmern uns nicht nur um den Ausstieg, wir
kümmern uns auch um den Einstieg; denn der Einstieg
ist eine Chance für unser Land, eine Chance für Innova-
tion, für neue Technologien und für die Modernisierung
unserer Wirtschaft. Dieser Einstieg wird in erheblichem
Maße anlagesuchendes Kapital nach Deutschland zie-
hen. Das ist ein neues Konjunkturprogramm, und zwar
ein marktwirtschaftliches. Aber es ist auch eine Heraus-
forderung an uns alle. Das funktioniert nicht von alleine.

Das bedeutet, dass auch der ländliche Raum Funktio-
nen für die Energieversorgung übernehmen muss, die
bisher zu großen Teilen die Städte übernommen haben.
Nicht überall wird es so bleiben, und nicht alles wird so
bleiben, wie es war. Das müssen die Menschen wissen,
wenn wir aus der Kernkraft aussteigen. Wir werden
Netze brauchen, und wir werden Masten brauchen. Die
wird man in der Landschaft sehen, ebenso Windräder,
die Schlagschatten werfen, Solarkraftwerke, die dem ei-
nen oder anderen nicht gefallen werden, und große Bio-
gasanlagen, die gegebenenfalls zu mehr Verkehr in den
Dörfern führen. All das ist unvermeidbar. Wir sind be-
reit, das zu tragen. Wir sind gespannt, ob auch die Grü-
nen bereit sind, Verantwortung für den Umstieg bei der
Energieversorgung zu tragen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Rot-Grün hat das EEG immer so gestrickt, dass mög-
lichst viele neue Anlagen errichtet wurden.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wollen Sie ändern?)

Das haben Sie gemacht, ohne dass Sie die Netze entspre-
chend angepasst haben; denn Sie haben immer nur auf
die Anlagen geschaut, nie auf das Gesamtsystem. Das
Ergebnis können Sie heute sehen: Nachdem die sieben
ältesten Kraftwerke und Krümmel abgeschaltet worden
sind, exportieren wir im Norden den Windstrom und im-
portieren im Süden den Kernkraftstrom und den Braun-
kohlestrom aus Frankreich und aus Tschechien. Das ist
das Ergebnis von elf Jahren mit rot-grünen Umwelt-
ministern in diesem Land.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Die FDP will mit der Erneuerung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes drei Ziele erreichen: Wir wollen wei-
ter und schneller einen dynamischen Ausbau der er-
neuerbaren Energien. Wir wollen mehr Effizienz. Ich
freue mich, dass es uns in der Koalition gelungen ist, uns
darauf zu verständigen, dass wir die Umlage bei
3,5 Cent stabilisieren. Das bedeutet: kein fester Deckel.
Aber das bedeutet auch: Es gibt eine politische Ver-
pflichtung, dass wir die Kosten ernst nehmen, die wir
den Bürgerinnen und Bürgern über ihre Stromrechnung
auferlegen, und dass wir nicht nur daran denken, den Be-
treibern eine möglichst fette Rendite zu garantieren, wie
es uns Herr Trittin heute hier wieder vorgeworfen hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Norbert Barthle [CDU/CSU]:
Grüne Klientelpolitik!)

Meine Damen und Herren, wir wollen Anreize setzen
für eine möglichst gute Integration der erneuerbaren
Energien in den Markt und in das Netz. Deswegen set-
zen wir auf die Direktvermarktung. Wir geben den An-
lagenbetreibern bei ihrer Vergütung sozusagen einen
Airbag. Mit der Marktprämie stehen sie sich vergütungs-
mäßig nie schlechter als bei der Festvergütung; aber erst-
mals müssen sie sich darüber Gedanken machen, sich ei-
nen Kunden zu suchen. Das ist das Mindeste, was man
in einer Marktwirtschaft erwarten muss: dass sich zum
Beispiel große Anbieter von Biogasanlagen für den
Strom einen Kunden suchen müssen und dass sie den
Strom dem Netzbetreiber nicht nur vor die Füße werfen
nach dem Motto �Nach mir die Sintflut�.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Zum Abschluss möchte ich sehr deutlich machen: Wir
wollen Onshore- und Offshorewindkraft. Es geht auch
um das Planungsrecht. Es nützt nichts, einem Windpark-
betreiber oder einem Anlagenbetreiber eine möglichst
fette Rendite zu garantieren, wenn man keine Flächen
geben kann, weil sie in der Planung nicht ausgewiesen
werden. Es nützt eben auch nichts � da müssen wir noch
eine Änderung am Erneuerbare-Energien-Gesetz vor-
nehmen �, dass man sagt: �Solarparks, Solarkraftwerke
in der Freifläche sind für den Verbraucher am günstigs-
ten�, aber nur Flächen zur Verfügung stellt, die in Ost-
deutschland oder Nordrhein-Westfalen liegen, während
dort, wo wir wegen des Kernkraftausstiegs jetzt Kapazi-
täten brauchen � in Bayern, in Baden-Württemberg �,
gesagt wird: Wir haben leider keine Flächen für die So-
larenergieerzeugung. � Zum Umstieg gehört, dass man
sagt: Wir schaffen auch Flächen für Anlagen und sorgen
nicht nur für Vergütungen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Nächster Redner ist der Kollege Ulrich Kelber für die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ulrich Kelber (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ein herzliches Dankeschön an die Hunderttausen-
den und Millionen Bürgerinnen und Bürger, die sich seit
Jahrzehnten gegen die Atomenergie in unserem Land en-
gagiert haben,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD �
Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Manno-
mann!)

die aushalten mussten, dass sie aus den Reihen von CDU
und CSU und FDP ignoriert, ausgelacht, verleumdet und
beleidigt worden sind, auch noch in den letzten Wochen,
sogar noch in den ersten Tagen nach Fukushima. Noch
einmal ein herzliches Danke! Ohne ihren Widerstand
hätten CDU/CSU und FDP auch nach Fukushima ein-
fach weitergemacht.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt gilt aber: Sie haben gewonnen; Schwarz-Gelb
hat verloren. Die wollten die Energiewende im letzten
Jahr vernichten, wurden zum Einlenken gezwungen und
beschimpfen jetzt immer noch in Parlamentsreden, in
Flugblättern und auf den Webseiten die, die schon lange
auf dem richtigen Weg waren.

Herr Rösler, bei allem Respekt: Ihre Rede war die Be-
werbung als Kaltreserve der Koalition.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des
Abg. Ralph Lenkert [DIE LINKE])

Diese Rede werden wir eins zu eins in der heute-show
wiederfinden. Sie erinnert mich an das Verhalten eines
Kleinkindes, das über seine eigenen Füße gestolpert ist
und am Boden liegend nach allen um sich herum haut,
weil irgendjemand anderes an seinem Unglück ja schuld
gewesen sein muss.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Jetzt
fangen Sie mit der Sache an!)

Frau Bundeskanzlerin, ein einziges Wort des Einse-
hens, eine einzige kleine Entschuldigung bei den Bürge-
rinnen und Bürgern, einmal der Verzicht auf das Überhö-
hen des eigenen Handelns, wäre das so schwierig
gewesen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Seit Mitte März wurden jetzt fast drei Monate Fach-
beratungszeit für gute Gesetze durch Grabenkämpfe in
der Koalition vergeudet. Selbst Koalitionsabgeordnete
haben sich gestern in den Ausschussanhörungen, vorges-
tern beim Deutschen Bauernverband über die mangelnde
Sorgfalt in den Gesetzentwürfen und über die mangelnde
Beratungszeit beschwert. Aber da gilt eines, werte Kol-
leginnen und Kollegen von CDU/CSU und FDP: Be-
schweren Sie sich doch nicht, ändern Sie es doch ge-
meinsam mit uns! Sie hätten nicht akzeptieren müssen,
dass selbst die Sachverständigen nur 24 Stunden Vorbe-
reitungszeit für die Fachanhörungen bekommen haben.

Aber jetzt sind wir mitten in der Debatte. Die Ethik-
Kommission hat ihr Ergebnis vorgelegt,

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU] Jetzt
kommt Inhaltliches!)

und dieses Ergebnis lautet: Die bisher von CDU/CSU
und FDP gemachte Energiepolitik ist unethisch gewe-
sen; Sie sollen zurück zu dem, was SPD und Grüne vor-
gelegt haben.

(Beifall bei der SPD)

Schwarz-Gelb will nun den mit voller Absicht � mit
voller Absicht! � gemachten Fehler einer Laufzeitverlän-
gerung weitgehend zurücknehmen. CDU und CSU ha-
ben in der letzten Woche auch bei der Brennelemente-
steuer und dem schrittweisen Ausstieg eingelenkt, verbal
übrigens ebenso bei der bundesweiten ergebnisoffenen
Endlagersuche. Ob die FDP das in allen Punkten unter-

stützt, ist mir auch nach den Reden von heute Morgen
unklar, ich glaube, den meisten innerhalb der FDP auch.
Sie müssen hier schon für Klarheit sorgen. Sind Sie Teil
der Koalition, legen Sie uns also einen Entwurf vor, über
den wir mit Ihnen diskutieren können, oder sind Sie bei
dem Versuch, die CSU von früher zu imitieren, gleich-
zeitig Regierung und Opposition zu sein? Das müssen
Sie unter sich klären.

Wir begrüßen das Einlenken von Schwarz-Gelb in der
Frage der Atomkraftlaufzeiten � trotz der Zeitverzöge-
rungen und Kosten, die durch die Extrarunde im Oktober
entstanden sind, als wir an der gleichen Stelle geredet
haben, als wir mit dem gleichen Pathos erklärt bekom-
men haben, warum Atomkraftwerke in diesem Land län-
ger laufen müssen, bis in die 40er-Jahre unseres Jahr-
hunderts hinein.

Eines gilt auch: Wir könnten noch schneller ausstei-
gen, wir könnten noch sicherer aussteigen, Herr Fuchs,
wir könnten auch preisgünstiger aussteigen,

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Mit der
Solarwirtschaft?)

wir könnten die Erneuerbaren noch schneller ausbauen,
wir könnten die Energieeffizienz noch stärker voranbrin-
gen.

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Und billiger
wird es auch!)

Wir bitten Sie, wir fordern Sie auf: Nutzen Sie we-
nigstens die kurzen Beratungszeiten auch dafür, das
ernst zu nehmen, was Ihnen die Ethik-Kommission auf-
geschrieben hat, und das ernst zu nehmen, was die Sach-
verständigen gestern in den Anhörungen gesagt haben!
Selbst Ihre eigenen Sachverständigen haben massive
Kritik an den Gesetzentwürfen geübt.

Zum Erneuerbare-Energien-Gesetz.

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Jetzt kommt
es!)

Ohne dieses Gesetz wäre ein schneller Atomausstieg gar
nicht möglich. Es ist eine deutsche Erfolgsgeschichte,
übrigens beschlossen gegen die Stimmen von CDU/CSU
und FDP, auch die erste Novelle beschlossen gegen die
Stimmen von CDU/CSU und FDP. Daran muss man
manchmal erinnern.

(Beifall bei der SPD)

Frau Merkel hat das Erneuerbare-Energien-Gesetz zwei-
mal abgelehnt, Herr Röttgen � er wird ja gleich noch re-
den � hat es abgelehnt; aber der Atomausstieg, Milliar-
deninvestitionen und 400 000 Jobs in Deutschland
hängen am Erneuerbare-Energien-Gesetz.

Was hat die schwarz-gelbe Bundesregierung jetzt mit
diesem Gesetz vor?

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Ja, was hat sie da
vor?)

Das Ausbauziel bleibt unverändert � trotz Atomaus-
stiegs. Das muss man mal erklären! Wir schalten also
20 Prozent der Leistung ab, aber die Erneuerbaren wol-
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len Sie nicht mehr ausbauen, als bisher geplant. Es ist
eine dreiste Bevorzugung der großen Energiekonzerne,
quasi als Entschädigung für die Rücknahme der Lauf-
zeitverlängerung.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Quatsch!)

Bei den preisgünstigen dezentralen Erneuerbaren wie
dem Onshorewind wird gekürzt und ausgebremst. Schon
heute brechen die Anmeldezahlen zusammen. Die teure-
ren zentralen Anlagen allerdings, wie die Energiekon-
zerne sie lieben, werden bei der Vergütung vergoldet.
Das Konzept, das hinter dieser Novelle des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes durch Schwarz-Gelb steht, heißt: we-
niger neue Kilowattstunden bei höheren Kosten, die die
Verbraucherinnen und Verbraucher zu tragen haben.
Dies ist ein unsinniger Entwurf; den müssen Sie ändern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zum Atomgesetz. Zunächst die gute Nachricht: Sie
nehmen die Laufzeitverlängerung tatsächlich weitge-
hend zurück. Ich fand den Begriff von Frank-Walter
Steinmeier, dass das ein Irrtumsbereinigungsgesetz ist,
die treffendste Beschreibung für ein Gesetz, die ich seit
Jahren gehört habe.

(Beifall bei der SPD)

Wir gehen auch davon aus, Frau Bundeskanzlerin,
dass Ihre Ankündigung einer ergebnisoffenen und, Frau
Hasselfeldt, bundesweiten Endlagersuche so gemeint ist,
wie Sie es gesagt haben, und dass dem auch Taten fol-
gen. Man muss übrigens nicht bis zum Ende des Jahres
warten. Man könnte mit einem einzigen Satz im Atom-
gesetz eine solche bundesweite Suche als Voraussetzung
für die Genehmigung eines Endlagers festschreiben und
dann am Ende des Jahres in einem weiteren Gesetz die
Details regeln. Auch auf diese Weise könnten Sie bewei-
sen, dass Sie es wirklich ernst meinen.

Wir als SPD behalten uns vor, mit eigener Mehrheit,
spätestens ab 2013, weitere schwarz-gelbe Irrtümer und
Unterlassungen im Atomrecht zu revidieren. Wir werden
die längst fertiggestellten höheren Sicherheitsstandards
in Kraft setzen. Herr Dr. Röttgen weigert sich ja, unter
diese seine Unterschrift zu setzen. Wir werden den Ent-
eignungsparagrafen wieder streichen und die vollen An-
wohnerrechte wiederherstellen. Wir werden auch den
Vorschlag der Ethik-Kommission für einen parlamenta-
risch kontrollierten Überwachungsprozess für den Atom-
ausstieg durchsetzen. Dieser sieht ja als Kernforderung
auch die Möglichkeit zu einer weiteren Beschleunigung
des Atomausstiegs vor, wenn wir bei unseren Zielen des
Ausbaus und der Netzmodernisierung schneller voran-
kommen als heute erwartet.

(Beifall bei der SPD)

Die Mitglieder der Ethik-Kommission sind durch die
Bundeskanzlerin handverlesen worden. Durch keinen
parlamentarischen Prozess sind die Teilnehmer bestimmt
worden. Wenn es sich so verhält, muss aber auch die
obengenannte Kernforderung der Ethik-Kommission er-
füllt werden. Man darf sich nicht nur die genehmen Vor-

schläge heraussuchen, Frau Merkel. Das ist nicht in Ord-
nung.

Ein letzter Punkt: Die Expertenanhörung hat aufge-
zeigt, dass Zweifel berechtigt sind, ob die Novelle des
Atomgesetzes auch juristisch wasserdicht konstruiert ist.
Im Kern geht es um die nicht begründete Ungleichbe-
handlung bei den Laufzeiten. Alle Antworten der Bun-
desregierung gegenüber verschiedenen, bei der Anhö-
rung anwesenden Rechtsexperten waren unbefriedigend.
Wir können aber von der schwarz-gelben Bundesregie-
rung erwarten, dass sie ein ordentlich gemachtes Gesetz
vorlegt, das alle Kriterien erfüllt. Wir lassen nicht zu,
dass Sie eine juristische Hintertür in die Laufzeitverkür-
zung, in den Atomausstieg einbauen. Das geht nicht.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind erschrocken über die mangelnde handwerk-
liche Qualität der Gesetzentwürfe. Eines können wir
aber erwarten: Tun Sie dem Land einen Gefallen, indem
Sie wenigstens bei der Beseitigung Ihrer Irrtümer etwas
Sorgfalt an den Tag legen! Das wäre ein letzter Dienst an
diesem Land.

(Norbert Barthle [CDU/CSU]: Ein letzter Dienst?
Mamma mia! Wo leben Sie denn?)

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Ich erteile das Wort dem Kollegen Dr. Michael Fuchs
für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kollege Trittin
ist leider schon weg, ich sage es aber trotzdem: Herr
Kollege Trittin, Sie waren, wenn ich mich nicht sehr irre,
von 1998 bis 2005 Umweltminister in diesem Lande. In
diesen sieben Jahren hätten Sie zusammen mit Ihren
Kollegen von der SPD das Flugzeugabsturzproblem lö-
sen können, wenn Sie es denn gewollt hätten. Es gibt ja
Stimmen, die behaupten, dass Sie persönlich es gewollt
haben. Aber Sie waren während dieser Zeit eben Kellner
und nie Koch. Sie werden wahrscheinlich auch nie Koch
werden.

Lieber Herr Kollege Steinmeier, ich habe Ihre rück-
wärts gewandte Rede sehr wohl gehört. Ich kann mir
auch durchaus denken, warum sie rückwärts gewandt
war: Weil Sie damals noch bessere Umfragewerte als
heute hatten, erinnern Sie sich lieber an diese Zeit.

(Lachen der Abg. Claudia Roth [Augsburg]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] � Thomas
Oppermann [SPD]: Kommen Sie einmal zur
Sache!)

Das ist verständlich. Zu Ihnen fällt mir ein Zitat von
John F. Kennedy ein:


